
2011-0817 3795 

Bekanntmachungen der Departemente und der Ämter 

 
Sammelfrist bis 3. November 2012 

 
Eidgenössische Volksinitiative 
«Stopp der Überbevölkerung – zur Sicherung der  
natürlichen Lebensgrundlagen» 

Vorprüfung 

 
Die Schweizerische Bundeskanzlei, 
nach Prüfung der am 11. April 2011 eingereichten Unterschriftenliste zur  
eidgenössischen Volksinitiative «Stopp der Überbevölkerung - zur Sicherung der 
natürlichen Lebensgrundlagen», 
gestützt auf die Artikel 68 und 69 des Bundesgesetzes vom 17. Dezember 19761 
über die politischen Rechte, 
gestützt auf Artikel 23 der Verordnung vom 24. Mai 19782 über die politischen 
Rechte, 

verfügt: 

1. Die am 11. April 2011 eingereichte Unterschriftenliste zur eidgenössischen 
Volksinitiative «Stopp der Überbevölkerung - zur Sicherung der natürlichen 
Lebensgrundlagen» entspricht den gesetzlichen Formen: Sie enthält eine 
Rubrik für Kanton und politische Gemeinde, in der die Unterzeichnerinnen 
und Unterzeichner stimmberechtigt sind, sowie für das Datum der Veröf-
fentlichung des Initiativtexts im Bundesblatt, ferner Titel und Wortlaut der 
Initiative, eine Rückzugsklausel, den Hinweis, dass sich strafbar macht, wer 
bei der Unterschriftensammlung für eine eidgenössische Volksinitiative 
besticht oder sich bestechen lässt (Art. 281 StGB3) oder wer das Ergebnis 
einer Unterschriftensammlung für eine Volksinitiative fälscht (Art. 282 
StGB), sowie Namen und Adressen von mindestens sieben und höchstens 
27 Urheberinnen und Urhebern der Initiative. Die Gültigkeit der Initiative 
wird erst nach ihrem Zustandekommen durch die Bundesversammlung 
geprüft. 

  

  
1 SR 161.1 
2 SR 161.11 
3 SR 311.0 
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2. Folgende Urheberinnen und Urheber sind ermächtigt, die Volksinitiative mit 
absoluter Mehrheit zurückzuziehen: 
1. Benno Büeler, Schönenbergerweg 18, 8405 Winterthur 
2. Patrick Felder, Fabrikstrasse 8, 9472 Grabs 
3. Alec Gagneux, Albulagasse 7, 5200 Brugg 
4. Hans Jörg Leisi, Appisbergstrasse 5, 8708 Männedorf 
5. Marianne Manzanell, Untere Gasse 49, 7012 Felsberg 
6. Dieter Steiner, Drusbergstrasse 39, 8053 Zürich 
7. Andreas Thommen, Dorfstrasse 61, 5078 Effingen 
8. André Welti, Böndlerstrasse 40, 8802 Kilchberg 
9. Sabine Wirth, Bodenstrasse 19, 8454 Buchberg 
10. Thomas Zollinger, Haldeweg 6, 5436 Würenlos 

3. Der Titel der eidgenössischen Volksinitiative «Stopp der Überbevölkerung - 
zur Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen» entspricht den gesetz-
lichen Erfordernissen von Artikel 69 Absatz 2 des Bundesgesetzes vom 
17. Dezember 1976 über die politischen Rechte. 

4. Mitteilung an das Initiativkomitee: Verein Bevölkerungsinitiative, Post-
fach 4, 8454 Buchberg, und Veröffentlichung im Bundesblatt vom 3. Mai 
2011. 

19. April 2011 Schweizerische Bundeskanzlei 

 Die Bundeskanzlerin: Corina Casanova
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Eidgenössische Volksinitiative 
«Stopp der Überbevölkerung – zur Sicherung der natürlichen  
Lebensgrundlagen» 

Die Volksinitiative lautet: 

I 

Die Bundesverfassung4 wird wie folgt geändert: 

Art. 73a (neu)  Bevölkerungszahl 
1 Der Bund strebt auf dem Gebiet der Schweiz eine Einwohnerzahl auf einem 
Niveau an, auf dem die natürlichen Lebensgrundlagen dauerhaft sichergestellt sind. 
Er unterstützt dieses Ziel auch in anderen Ländern, namentlich im Rahmen der 
internationalen Entwicklungszusammenarbeit. 
2 Die ständige Wohnbevölkerung in der Schweiz darf infolge Zuwanderung im 
dreijährigen Durchschnitt nicht um mehr als 0,2 Prozent pro Jahr wachsen. 
3 Der Bund investiert mindestens 10 Prozent seiner in die internationale Entwick-
lungszusammenarbeit fliessenden Mittel in Massnahmen zur Förderung der freiwil-
ligen Familienplanung. 
4 Er darf keine völkerrechtlichen Verträge abschliessen, die gegen die Bestimmun-
gen dieses Artikels verstossen oder Massnahmen verhindern oder erschweren, die 
zur Erreichung der Ziele dieses Artikels geeignet sind. 

II 

Die Übergangsbestimmungen der Bundesverfassung werden wie folgt geändert: 

Art. 197 Ziff. 95 (neu) 

9. Übergangsbestimmung zu Art. 73a (Bevölkerungszahl) 
1 Nach Annahme von Artikel 73a durch Volk und Stände müssen völkerrechtliche 
Verträge, die den Zielen dieses Artikels widersprechen, schnellstmöglich angepasst 
werden, spätestens aber innert vier Jahren. Nötigenfalls sind die betreffenden Ver-
träge zu kündigen. 

  

4 SR 101 
5 Da die Volksinitiative keine Übergangsbestimmung der Bundesverfassung ersetzen will, 

erhält die Übergangsbestimmung zum vorliegenden Artikel erst nach der Volksabstim-
mung die endgültige Ziffer, und zwar aufgrund der Chronologie der in der Volksabstim-
mung angenommenen Verfassungsänderungen. Die Bundeskanzlei wird die nötigen 
Anpassungen vor der  Veröffentlichung in der Amtlichen Sammlung des Bundesrechts 
(AS) vornehmen. 
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2 Nach Annahme von Artikel 73a durch Volk und Stände darf die ständige Wohnbe-
völkerung in der Schweiz infolge Zuwanderung im ersten Kalenderjahr nicht um 
mehr als 0,6 Prozent und im zweiten Kalenderjahr nicht um mehr als 0,4 Prozent 
zunehmen. Ab diesem Zeitpunkt, und bis die Ausführungsgesetzgebung zu Arti-
kel 73a in Kraft gesetzt wird, darf die ständige Wohnbevölkerung nicht um mehr  
als 0,2 Prozent pro Jahr zunehmen. Eine höhere Zunahme in den Jahren bis zur 
Inkraftsetzung der Ausführungsgesetzgebung zu Artikel 73a muss innerhalb von 
fünf Jahren nach Inkraftsetzung dieser Ausführungsgesetzgebung ausgeglichen 
werden. 


